
 
 
 

Beitragsordnung  
der Apothekerkammer Mecklenburg-Vorpommern 

 
vom 09. Dezember 2016 (Mitteilungsblatt der Apothekerkammer M-V Ausgabe 2016-05, S. 
2) 
 

 
§ 1 Grundsatz 

 
Die Apothekerkammer Mecklenburg-Vorpommern erhebt zur Erfüllung ihrer gesetzmäßigen 
Aufgaben von ihren Mitgliedern Beiträge.  
 

§ 2 Beitrag, allgemein 
 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Kammermitgliedschaft und endet mit dieser.  
 
(2) Die Beiträge sind Jahresbeiträge. Für Zeiträume von weniger als einem Kalenderjahr 
erfolgt die Berechnung nach Monaten. Angefangene Monate werden als volle Monate 
gerechnet. 
 
(3) Kammermitglieder, die zugleich einer anderen Kammer angehören, sind auch gegenüber 
der Apothekerkammer Mecklenburg-Vorpommern beitragspflichtig. 
 

§ 3 Beitrag für Inhaber, Pächter u. Verwalter 
 
(1) Die Inhaber, Pächter und Verwalter der im Bereich der Apothekerkammer Mecklenburg-
Vorpommern liegenden Apotheken werden auf der Grundlage der Nettoumsätze ihrer 
Apotheken einschließlich der Nettoumsätze der Filial- und Zweigapotheken veranlagt. 
Inhaber, Pächter und Verwalter aus anderen Bundesländern, die im Bereich der 
Apothekerkammer Mecklenburg-Vorpommern eine Filialapotheke betreiben, werden auf 
Grundlage der Nettoumsätze der Filialapotheke veranlagt. Inhaber, Pächter und Verwalter 
zahlen 0,10 % vom Nettoumsatz des vergangenen Jahres. 
 
(2) Die Nettoumsätze der Apotheke sowie der Filialapotheken sind spätestens bis 15. 
Februar des folgenden Kalenderjahres an die Apothekerkammer zu melden. Die Meldung ist 
entweder von einem Steuerberater zu bestätigen oder es ist eine Durchschrift der Jahres-
Umsatzsteuererklärung bzw. der 12 Umsatzsteuer-Voranmeldungen beizufügen. 
 
(3) Die Inhaber von neugegründeten Apotheken zahlen zunächst 40,— Euro / Monat als 
Beitrag, die endgültige Beitragserhebung erfolgt nach folgenden Grundsätzen: 
 
 1. Bei Eröffnung der Apotheke bis einschließlich 30.6. eines Jahres erfolgt die endgültige 

Veranlagung dem Umsatz entsprechend mit der Beitragserhebung für das Folgejahr. Für 
das Folgejahr wird der Teilumsatz des Kalenderjahres der Eröffnung zugrunde gelegt 
und durch Hochrechnung des getätigten Teilumsatzes auf 12 Monate ein fiktiver 
Jahresumsatz als Grundlage für die Beitragsberechnung ermittelt. 

 
 2. Bei Eröffnung der Apotheke nach dem 30.6. eines Jahres erfolgt die endgültige 

Veranlagung mit der Beitragserhebung für das 2. Jahr nach der Eröffnung. Die 
Nachveranlagung für das Gründungs- und das Folgejahr wird entsprechend dem 
tatsächlichen Umsatz vorgenommen. 

 
(4) Käufer einer bestehenden Apotheke werden vom Grundsatz wie Inhaber einer 



neugegründeten Apotheke behandelt. Sie zahlen zunächst ab dem Monat der 
Apothekenübernahme für diese Apotheke einen Beitrag, der sich nach dem 
voraussichtlichen Nettoumsatz in den beitragspflichtigen Monaten bemisst und werden dem 
tatsächlichen Umsatz entsprechend im Folgejahr nachveranlagt. Für die Beitragsberechnung 
im Folgejahr wird der Teilumsatz des Kalenderjahres zugrunde gelegt, in dem der Erwerb 
der Apotheke erfolgte, und durch Hochrechnung auf 12 Monate ein fiktiver Jahresumsatz 
ermittelt. 
 
(5) Entzieht sich das Mitglied der Mitwirkung bei der Beitragsbestimmung, kann die Kammer 
den Umsatz zum Zweck der Beitragsfestsetzung schätzen, wenn trotz Hinweises auf diese 
Rechtslage binnen einer Zwei-Wochen-Frist keine ausreichenden Angaben gemäß Abs. 2 
gemacht werden. 
 

§ 4 Beitrag im Angestelltenverhältnis 
 
(1) Der Jahresbeitrag für angestellte Apotheker in öffentlichen Apotheken, 
Krankenhausapotheken und Universitätskrankenhausapotheken beträgt 110,- €‚ in 
Behörden, der Verwaltung, in sonstigen universitären Einrichtungen und der Industrie beträgt 
der Jahresbeitrag 90,- €.  

 

(2) Der Beitrag der nichtselbständigen Apotheker wird erhoben, solange der Apotheker 
Anspruch auf Gehalt hat. 
 

§ 5 Sonderregelungen 
 
(1) Von Kammerangehörigen, die 25 Wochenstunden oder weniger arbeiten, werden 50 % 
des Pflichtbeitrages erhoben. 
 
(2) Auf Antrag kann der Beitrag für Mitglieder, die zugleich Mitglieder einer anderen Kammer 
sind, abweichend geregelt werden. 
 
(3) Pharmaziepraktikanten, Wehrdienstleistende, Mitglieder in Elternzeit sowie Mutterschutz 
sind beitragsfrei. 
 
(4) Kammerangehörige, die sich in wirtschaftlicher Not befinden oder arbeitslos sind, können 
einen Antrag auf Stundung, Herabsetzung oder Erlass des Beitrages stellen. 
 
(5) Altersrentner, die ihren Beruf nicht mehr ausüben, sind von der Beitragszahlung befreit. 
 
(6) Doktoranden zahlen 50 % des Pflichtbeitrages. 
 

§ 6 Fälligkeit, Neufestsetzung 
 
(1) Jeder Beitragspflichtige erhält einen Beitragsbescheid. Die Beiträge sind in voller Höhe 
innerhalb eines Monats nach Zugang des Bescheides fällig. Wird die Ermächtigung zum 
Bankabruf erteilt, werden die Teilbeträge jeweils zum 15.04. und 30.9. von den Konten der 
Beitragspflichtigen abgerufen.  
 
(2) Gegen den Bescheid kann innerhalb von einem Monat nach Zugang Einspruch beim 
Vorstand erhoben werden. Die Zahlungspflicht wird durch den Widerspruch nicht gehemmt. 
Über den Widerspruch entscheidet der Vorstand. 
 
(3) Das Mitglied kann innerhalb von 2 Monaten nach Beitragsfestsetzung die 
Neuberechnung des Beitrags beantragen. Für die Neubescheidung werden Gebühren nach 
der Gebührenordnung der Apothekerkammer Mecklenburg-Vorpommern erhoben. 
 



§ 7 Mahnung, Säumniszuschläge 
 
(1) Wird der Beitrag nicht innerhalb des Fälligkeitszeitraumes gemäß § 6 Abs. 1 gezahlt, wird 
von dem auf die Fälligkeit folgenden Tage an ein Säumniszuschlag in Höhe von 8 % p.a. 
erhoben, es sei denn, es wurde ein Stundungsantrag gestellt, dem entsprochen wurde.  
 
(2) Es erfolgt eine Mahnung mit 14-tägiger Zahlungsfrist nach Zugang der Mahnung. Mit 
jeder Mahnung werden Gebühren nach der Gebührenordnung der Apothekerkammer 
Mecklenburg-Vorpommern erhoben.  
 
(3) Leistet der Beitragspflichtige auf die Mahnung nicht, wird der Beitrag nebst 
Säumniszuschlag und entstandener Kosten nach den Vorschriften des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vollstreckt.  
 

§ 8 Verjährung 
 
Beitragsforderungen gegenüber dem Mitglied sowie Forderungen auf Erstattung zu Unrecht 
gezahlter Beiträge verjähren innerhalb von vier Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit Ende 
des Kalenderjahres, für das der Beitrag zu entrichten ist. Der Erlass des Beitragsbescheids 
unterbricht die Verjährung von Beitragsforderungen.  
 

§ 9 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Diese Beitragsordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Beitragsordnung der Apothekerkammer Mecklenburg-Vorpommern 08. Juni 1991, welche 
zuletzt durch die Zwölfte Satzung zur Änderung der Beitragsordnung der Apothekerkammer 
Mecklenburg-Vorpommern vom 11. Dezember 2013 geändert worden ist, außer Kraft. 
 


